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a) Eine Klausel, nach der der A uftragnehm er, w enn er »aus 
Anlass der Vergabe nachweislich eine Abrede getroffen hat, 
die eine unzulässige W ettbew erbsbeschränkung [...] dar­
stellt«, einen pauschalierten Schadensersatz in H öhe eines 
bestim m ten Prozentsatzes der A brechnungssum m e zu zahlen 
hat, erfasst Subm issionsabsprachen und ähnliche (horizontale) 
w ettbew erbsbeschränkende A bsprachen wie Preis-, Q uo ten -, 
K undenschutz- oder G ebietsabsprachen, die darauf gerichtet 
und dazu geeignet sind, den im Rahm en der w ettbew erblichen 
Auftragsvergabe vorausgesetzten Preisbildungsm echanism us 
zu stören. Ihr A nw endungsbereich ist nicht auf A breden be­
schränkt, die sich unm ittelbar auf die konkrete A uftragsver­
gabe beziehen, sondern umfasst auch generelle A bsprachen 
zwischen W ettbew erbern, die aus Anlass zukünftiger A uf­
tragsvergaben getroffen w erden und darauf gerichtet sind, für 
diese Auftragsvergaben den w ettbew erblichen Preisbildungs­
mechanismus ganz oder teilweise außer K raft zu setzen.
b) E ine solche Klausel stellt keine unangemessene B enach­
teiligung des V ertragspartners dar, sofern sie den  zu erw ar­
tenden Schaden in einer H öhe pauschaliert, die nach dem 
typischerweise zu erw artenden hypothetischen M arktpreis, 
der sich ohne die K artellabsprache eingestellt hätte, eine U n- 
ter- und eine U berkom pensation  des Schadens gleichermaßen 
w ahrscheinlich erscheinen lässt, und dem  Schädiger die M ög­
lichkeit verbleibt, einen geringeren oder fehlenden Schaden 
nachzuweisen. Z ur Bestim m ung des typischen Schadens kann 
auf zum  Z eitpunk t der Vereinbarung zu r Verfügung stehende 
allgemeine E rkenntnisse der empirischen Ö konom ie zu kar­
tellbedingten Preisaufschlägen zurückgegriffen w erden. Des 
N achweises eines branchentypischen D urchschnittsschadens 
bedarf es jedenfalls dann nicht, w enn empirische Erkenntnisse 
hierzu fehlen.
c) A n den dem Schädiger obliegenden N achweis eines ihm
günstigeren, weil zu einem geringeren oder keinem Schaden 
führenden hypothetischen M arktpreises dürfen bei Verein­
barung einer Schadenspauschalierungsklausel keine anderen 
oder höheren A nforderungen gestellt w erden als solche, die 
um gekehrt für die D arlegung und den Beweis des hyp o the­
tischen M arktpreises durch den Geschädigten gelten, w enn 
keine Schadenspauschalierung vereinbart ist oder d e r  G e­
schädigte einen die Pauschale überschreitenden Schaden be­
hauptet; auch insofern ist eine G esam tw ürdigung sämtlicher, 
von beiden Parteien vorgebrachter Indizien am M aßstab  des 
§ 287 Z P O  vorzunehm en. Gelinge dem  Schädiger danach 
die D arlegung und der N achweis eines geringeren o der eines 
fehlenden Schadens nicht, muss er sich an dem pauschalierten 
B etrag festhalten lassen....................................................................... 1
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a) U ngeachtet der Vorschriften des Umwandlungsgesetzes 
kann bei Verschmelzungen und  Spaltungen ein Sonderbe­
schluss der Vorzugsaktionäre nach § 141 Abs. 1 A ktG  erfor­
derlich sein.
b) Ein Sonderbeschluss der Stam m aktionäre nach § 65 Abs. 2 
Satz 2 U m w G  ist nicht erforderlich, w enn es neben den 
stim m berechtigten Stammaktien als weitere Aktiengatrung 
n u r stim m rechtslose V orzugsaktien gibt.
c) N otariell zu beurkunden sind m it einem  Spaltungsvertrag 
sämtliche A breden, die nach dem Willen der Beteiligten m it 
diesem ein einheitliches G anzes bilden, also mit ihm stehen
und  fallen sollen......................... ..........................................................  27
a) Ein Leasingvenrag mit K ilom eterabrechnung erfüllt nicht 
die von § 506 Abs. 2 BGB (in der unten  genannten, auch heute 
noch geltenden Fassung) erforderlichen Voraussetzungen an 
eine sonstige entgeltliche Finanzierungshilfe bei N utzun g s­
verträgen.
b) Die Vorschrift des § 506 Abs. 2 BGB trifft eine abschlie­
ßende Regelung dazu, bei welchen Fallgestaltungen sonstige 
entgeltliche Finanzierungshilfen im Sinne des § 506 Abs. 1 
BGB (hierin  der Fassung vom  20. September 2013) im  Bereich 
von N utzungsverträgen anzunchm en sind. Eine ergänzende 
H eranziehung des § 506 Abs. 1 BGB (hier in der Fassung vom 
20. September 2013) auf von § 506 Abs. 2 BGB nicht erfasste 
Leasingverträge (insbesondere Leasingverträge mit K ilome­
terabrechnung) verbietet sich.
c) § 506 Abs. 2 Satz 1 N r. 3 BGB (in der unten genannten, 
auch heute noch geltenden Fassung) ist nicht analog auf Lea­
singverträge mit K ilom eterabrechnung anzuwenden.
d) Ein W iderrufsrecht des Leasingnehmers nach §§ 495, 355
BGB besteht demnach bei solchen Leasingverträgen n icht..... 59
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